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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Rawe, Windeien, Katzer und der 
Fraktion der CDU/CSU 
- Drudesache 7/3806 - 

betr. drohende Stillegung und Arbeitslosigkeit im Steinkohlenrevier Ibbenbüren 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Wirtschaft hat mit Schreiben vom 16. Juli 1975 - III A 4 - 
80 01 58 - namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage wie 
folgt beantwortet: 

Die Bundesregierung hat im November 1973 die Gesamtstill- 
legung der Steinkohlenbergwerke Ibbenbüren verhindert und 
durch Gewährung eines Zuschusses von 60 Mio DM an die 
Preussag AG - weitere 30 Mio DM wurden vom Land Nord- 
rhein-Westfalen gewährt - den längerfristigen Weiterbetrieb 
mit einer Jahresförderung von ca. 2 Mio t ermöglicht. Im Zu- 
sammenhang mit dieser Entscheidung haben sich der Bundes- 
minister für Wirtschaft und der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung für die Erhaltung der Arbeitsplätze in Ibben- 
büren ausgesprochen. 

In Übereinstimmung mit allen Beteiligten wurde damals vor- 
gesehen, die Förderung der Steinkohlenbergwerke Ibbenbüren 
mit einem erheblichen Investitionsaufwand zunehmend auf dem 
Ostfeld zu konzentrieren und das Westfeld bis 1978 auslaufen 
zu lassen. 

In einem von der Preussag AG im Januar 1975 vorgelegten 
Memorandum wird die technische Möglichkeit aufgezeigt, 
neben dem Ostfeld auch das Westfeld längerfristig fortzubetrei- 
ben und dadurch jährlich zusätzlich 0,7 Mio t Kohle zu fördern. 
Die Preussag AG weist jedoch gleichzeitig darauf hin, daß sie 
nicht in der Lage sei, die durch den Weiterbetrieb des West- 
feldes anfallenden zusätzlichen Verluste von 120 Mio DM zu 
tragen. Der Absatz der erhöhten Fördermenge ist nach den Aus- 
künften der Preussag AG bisher ungesichert. 

Ein Auslaufen des Westfeldes würde für den Raum Ibbenbüren 
einen erheblichen Verlust an Arbeitsplätzen mit sich brin- 
gen. Die Bundesregierung sieht diese regionalwirtschaftlichen 
Schwierigkeiten und ist daher zusammen mit dem Land Nord- 
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rhein- Westfalen und der Preussag AG bemüht, Lösungen zu 
finden, die eine Erhaltung der Arbeitsplätze ermöglichen. Im 
übrigen hat die Bundesregierung zusammen mit dem Land 
Nordrhein-Westfalen dafür Sorge getragen, daß trotz beacht- 
licher Widerstände der dortige Raum mit Beginn dieses Jahres 
in die Förderung im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" einbezogen wor- 
den ist. Damit sind generell günstige Voraussetzungen für die 
Ansiedlung von Ersatzindustrien und somit zur Schaffung neuer 
Arbeitsplätze gegeben. 


1. Wie will die Bundesregierung im Sinne der 1. Fortsdireibung 
ihres Energieprogramms den Weiterbetrieb des Westfeldes in 
Ibbenbüren sichern? 

Eine wesentliche Voraussetzung für den Weiterbetrieb des 
Westfeldes in Ibbenbüren ist eine Sicherung des Absatzes. Eine 
Förderaufstockung ohne eine - soweit heute möglich - darauf 
abgestimmte Absatzsicherung würde dem Sinn der ersten Fort- 
schreibung des Energieprogramms der Bundesregierung nicht 
entsprechen. Die in der Fortschreibung angezielte Aufrecht- 
erhaltung der derzeitigen Förderkapazität des deutschen Stein- 
kohlenbergbaus ist von den erwarteten Absatzmöglichkeiten 
her entwickelt. Die Förderkapazität des Ibbenbürener Reviers 
wird durch die Entscheidung der Bundesregierung vom Novem- 
ber 1973 über den Ausbau des Ostfeldes auf dem derzeitigen 
Niveau erhalten. Eine Aufstockung der Förderung muß Hand 
in Hand mit einer entsprechend verbesserten Absatzchance 
gehen. 


2. Welche konkreten Schritte hat die Bundesregierung unternom- 
men, damit die Verstromung aus einem neuen Kraftwerksblock 
durch Abnahmeverträge mit den in Betracht kommenden Elek- 
trizitätsversorgungsunternehmen gewährleistet ist und so die 
Vergünstigungen nach dem Dritten Vers tromungsge setz und 
andere Förderungsmöglichkeiten für den Kraftwerksbau zum 
Zuge kommen? 

3. Wann spätestens kann mit Entscheidungen 

a) zum Kraftwerksbau und 

b) zur Frage der erforderlichen Stromabnahmeverträge 
gerechnet werden? 

Nach der in der Bundesrepublik Deutschland geltenden Wirt- 
schaftsordnung kann es nicht Aufgabe der Bundesregierung 
sein, den Absatz der Produktion eines Unternehmens sicher- 
zustellen. Die Bundesregierung kann daher auch der Preussag 
AG die Entscheidung über einen Kraftwerksneubau und die 
Schwierigkeiten, hierfür den Abschluß von Stromabnahmever- 
trägen zu erreichen, nicht abnehmen. Sie kann lediglich all- 
gemeine Rahmendaten setzen - was durch das 3. Verstromungs- 
gesetz geschehen ist - und die Bemühungen der Bergbauunter- 
nehmen zur Absatzsicherung in Gesprächen mit den Großver- 
brauchern unterstützen. 

Die Bundesregierung drängt bei der Elektrizitätswirtschaft nach 
wie vor darauf, daß die vorgesehenen 6000 MW neuer Kraft- 
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Werksleistung auf Steinkohlenbasis so schnell wie möglich er- 
richtet werden. Auf Grund der bisherigen Bemühungen sind 
hiervon bereits rund 4000 MW in Angriff genommen. Die Bun- 
desregierung muß es jedoch letztlich der unternehmerischen 
Entscheidung überlassen, wann und an welchen Standorten 
neue Kraftwerke errichtet werden. Dies gilt auch für einen 
eventuellen Kraftwerksneubau in Ibbenbüren. Auf Grund der 
bisherigen Gespräche des Bundesministers für Wirtschaft mit 
den als Stromabnehmer in Betracht kommenden Elektrizitäts- 
versorgungsunternehmen besteht nicht der Eindruck, daß es in 
absehbarer Zeit zum Abschluß von Stromabnahmeverträgen 
und damit zum Bau eines Kraftwerks kommen könnte. Dabei 
spielen nicht nur die im Standort Ibbenbüren wegen der dort 
erforderlichen Trockenkühlung höheren Investitionskosten eine 
Rolle, sondern auch die gegenwärtig geringen Zuwachsraten 
beim Stromverbrauch. 

Da aber ein Weiterbetrieb des Westfeldes nur dann in Betracht 
kommen kann, wenn der Absatz der Förderung gesichert ist, 
prüft die Preussag AG derzeit neben der Weiterverfolgung des 
Kraftwerksprojektes andere Möglichkeiten, dieses Ziel der 
Absatzsicherung zu erreichen. Der Bundesminister für Wirt- 
schaft hat ihr auch dabei seine volle Unterstützung zugesagt. 
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